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| 2 in P. verloren haben dürſte, weßhalb die Bezirkshauptmannſchaft 


Inhalt. um die Mittheilung erſucht werde, ob F von Seite der Gemeinde K. 


Mittheilungen aus der Praxis: als Angehöriger anerkannt werde. 

Geltendmachung eines beſtimmten Heimatsanſpruches gegenüber der Heimatsan⸗ Die Bezirkshauptmannſchaſt O. erwiederte hierauf, daß die Ka⸗ 
erkennung Seitens einer anderen Gemeinde. taſtralgemeinde K. die Heimatzuſtändigkeit des F., geweſenen Gutsbe⸗ 

Zum politiſchen Strafverfahren. Erforderlichkeit der Zuſtellung des politiſchen ſitzers in K., anerkenne. Hievon hat der Magiſtrat in P. den Alexander 
Straferkenntniſſes. . F. unterm 5. Sctober 1874 zur Darnachachtung verſtändigt. 

Ausſtellung der Abführung der politiſchen Straſamtshandlung lediglich auf Grund Gegen dieſen Erlaß des P. er Magiſtrates reſpeetive gegen 
ng au e Re 8 80 eee er die Aberkennung des Heimatrechtes für P. hat F. den Statthalterei⸗ 

e Kn auf Besen dr uon Fe Gemeindemitgliede an eine recurs eingebracht und hierbei geltend gemacht, daß es ihm nie beige⸗ 
öffentlichen Wege vorgenommenen Veränderungen. kommen ſei. während ſeines Aufenthaltes in T., K. und O. um irgend 


Cömpefenz der Gerichte zur Entſcheidung über ein Geſuch um Einſtellung eines ein anderes Heimatrecht ſich zu bewerben, da er ſtets der Ueberzeugung 
angeblich begangenen Privilegiums⸗Eingriffes. — Nachweis des behaupteten war, daß er Bürger von P. ſei. Wenn die Gemeinde K. ſeine Zuſtän⸗ 


Eingriffes. digkeit aner enne, jo wiſſe er nicht, wie er dazu kommen ſollte, und 
Verordnungen. weiſe dieſe Anerkennung, die er niemals angenommen habe, zurück. 
Perfonalien. Die Statthalterei erkannte mit dem Erlaſſe vom 18. December 
Erledigungen. 1875, daß Alexander F. in P. heimatberechtigt ſei, weil er daſelbſt 


im Jahre 1843 das Bürgerrecht erworben und ſeitdem kein anderes 
Heimatrecht erlangt habe. 
Aar; g 1 5 Gegen dieſe Statthalterei⸗Entſcheidung brachte der Stadtrath von 
Mittheilungen aus der Praxis. P. den Miniſterialrecurs ein, indem er hervorhob, daß die ſeitens der 
— Gemeinde K. erfolgte Anerkennung des Heimatrechtes des Alexander F. 
Geltendmachung eines beſtimmten Heimatsanſpruches gegenüber zu ihr von dem Heimatwerber nach den Heimatgeſetzen nicht angefochten 
der Heimatsanerkennung Seitens einer anderen Gemeinde. ade g 875 85 1 0 
er 15 je 3 Miniſterium des Innern hat unterm 1. April 1 Zahl 
tes des Magiſtrates von P. hat Alexander F. (ge⸗ 8 8 N ’ 
boren 1 5 1155 In 3. a 1843 55 Grundlage der 1 1721 der Berufung des Stadtrathes von P. keine Folge gegeben, 
ſäſſigkeit das Bürgerrecht in P. gegen Erlag von Tapen im Betrage weil Alexander F. ſich im Jahre 1845 5 5 anſäſſig gemacht. Banned 
von 210 fl. C. M. erhalten und am 13, Mat 1843 in der Mathe das Heimatrecht in P. erlangt und ſeither ein anderweitiges Heimatrecht 
ſitzung die Bürgerpflichten angelobt. Derſelbe ſuchte nun auf Grund nicht erworben hat. K. 
ſeines Bürgerdecretes am 11. September 1874 bei dem Magiſtrate . ö 
| 


in P. um die Ausfertigung eines Heimatſcheines an, was dem genannten 
Magiſtrate den Anlaß gab, den Alexander F. bezüglich ſeiner Heimat⸗ 
verhältniſſe und ſeiner bisherigen Wohnorte einzuvernehmen. 7 

F. gab an, feine Eltern hätten in Riga und in Haida Realbeſitz Das k. k. Miniſterium des Innern hat ddo. 1. April 1876, 
beſeſſen; doch könne er ihre Zuſtändigkeit nicht angeben. Um die Land⸗ Z. 2396 dem Miniſterialrecurſe des Johann R. in P. gegen die 
Statthalterei⸗Entſcheidung vom 19. December 1875, mit welcher das 
von der Bezirkshauptmannſchaft in S. mit dem Erlaſſe vom 26. Auguſt 
1875 aufgehobene Straferkenntniß des S. . ber Stadtrathes vom 
22. April 1875, mittelſt welchen Johann R. im Grunde des 8 16 
der Bau⸗Ordnung wegen Beginnes des Umbaues ſeines Hauſes Nr. 151 
in S. vor erhaltener baubehördlichen Bewilligung zu einer Geldſtrafe 
von 20 fl. verurtheilt worden iſt, wieder in Kraft geſetzt wurde, 
Folge zu geben und die angefochtene Statthalterei⸗Entſcheidung zu be⸗ 

Der Magiſtrat in P theilte dieſe Angaben des F. der Bezirks⸗ heben befunden, weil die Statthalterei als Berufungsinſtanz nicht be⸗ 
hauptmannſchaft in O. mit dem Bemerken mit, daß F., da er ſeit dem rechtigt war, das freiſprechende Erkenntniß der Bezirkshauptmannſchaft 
Jahre 1843 kein Heimatdocument von P. erhalten und ſeit dieſer Zeit in S. in einer von Amtswegen zu verfolgenden Strafſache zu Ungunſten 
anf feinem Gute K. domicilirt habe, die Zuſtändigkeit nach K erlangt des Johann R. abzuändern. Dem Stadtrathe in S. iſt zu bemerken, 
und gemäß des § 23 ad b der Gemeindeordnung für P. das Bürger⸗ daß fein Vorgang, das Straſerkenntniß gegen R. ohne deſſen vorherige 


Zum politiſchen Strafverfahren. Erforderlichkeit der Zuſtellung 
des politiſchen Straferkenntniſſes. 


tafelſähigkeit für das angekaufte Gut K. zu erwirken, habe er im Jahre 
1843 das Bürgerrecht in P. erworben. Vom Jahre 1843 bis 1859 
habe er theils in P., theils in K., T. und in Berlin domicilirt. Hei⸗ 
matſchein habe er keinen erhoben, da ihm die Reiſedocumente auf Grund 
ſeines Bürgerdecretes erfolgt wurden. Im Jahre 1850 habe er in 
Berlin geheiratet. Vom Jahre 1859 bis 1869 habe er ununter⸗ 
brochen in K. domicilirt; vom Jahre 1869 bis 1874 in O., jetzt 
wohne er in Sm. Er glaube, nach P. zuſtändig zu fein. 


— A) — 


Einvernahme zu füllen, im Hinblicke auf die Beſtimmungen des § 4 | überreichte, als Recurs zu behaudelnde Reviſionsanmeldung und Bes 
der Miniſterial⸗Verordnung vom 5. März 1858, Nr. 34 R. G. Bl. ſchwerde des A. — ſo weit ſie gegen die Behebung des erſtrichterlichen 
ein incorrecter war „und das Straferkenntniß dem R. hätte zugeſtellt, Urtheiles und Verweiſung der Klage an die competente autonome Be⸗ 
beziehungsweiſe die Zuſtellung durch die Gemeindebehörde ſeines da- hörde gerichtet iſt, — abgewieſen, „weil es ſich nach Inhalt der Klage 
maligen Wohnortes veranlaßt werden ſollen“. 5 nicht um ein Privateigenthum der Gemeinde, welches derſelben von 
dem Geklagten ſtreitig gemacht wind, ſondern um einen von M. nach 

Tu m W. führenden, unter der Parc. Nr. 1708 der Gemeinde M. zuge⸗ 

9 1 1 1 meſſenen öffentlichen Weg handelt, deſſen Benützung nach der Behaup⸗ 
Ausſtellung der Abführung der politiſchen Strafamtshandlung tung der Klage von dem Geklagten durch Anlegung einer Rampe zur 
lediglich auf Grund einer durch die Gemeindevorſtehung ver: Auffahrt ; renzende 5 . 758 b b dert d 
anlaßten Einvernehmung. uffahrt auf ſein angrenzendes Feld Parc. Nr. ehindert und er⸗ 


er e 8 ſchwert worden iſt, worüber zu entſcheiden nicht in den Wirkungskreis 
Ti: 5 . Somise a N a 107 0 
Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 10. Juni 1876, der Gerichte gehört.“ 


3. 7820 erlaſſen: 

Ueber das mit dem Berichte vom 1. Juni 1876, 3. 3309 
vorgelegte Geſuch des Martin H. aus St. M. findet das Miniſterium 
des Innern nach dem von der k. k.... geſtellten Antrage den 
mit den Erkenntniſſen der k. k. Bezirks hauptmannſchaft und der k. k. 

. ddo. 13. Jänner 1876, 3. 13279 und vom 25. Februar 1876, 
3. 1136 wegen Uebertretung des § 36 des Waffeupatentes ausge⸗ 
ſprochenen Verfall eines dem Obgenannten gehörigen Jagdgewehres 
nachzuſehen. Der Bezirkshauptmannſchaft aber wird ausgeſtellt, daß 
ſie die Strafamtshandlung wider Martin H. und Franz D. nicht 
im Wege des durch die Miniſterial-Verordnung vom 5. März 1858, 


Competenz der Gerichte zur Entſcheidung über ein Geſuch um 
Einſtellung eines angeblich begangenen Privilegiums⸗Eingriffes. 
— Nachweis des behaupteten Eingriffes. 

Das k. k. B. G. in Teplitz hat mit Beſcheid vom 21. Auguſt 
1875, Z. 13325, dem von Joſef F. überreichten Geſuche willfahrend, 
auf Grund des vom Bittſteller vorgelegten Ausweiſes über erwirktes 
ausſchließliches Privilegium auf Erzeugung eines eigenthümlichen An⸗ 
ſtreich⸗Theeres (Lapidar⸗Theer genannt), und der von der Firma R. & 
h - . ER 0 IK. aus Dresden erlaſſenen Circularien über den von ihr ſabricirten 
vn hi = 92 — = Wear denen . 1 W 3 Lapidar⸗Theer, und bei dem Umſtande, als die Einführung dieſes Er⸗ 
das e 5 — — teh 8. ar ie zeugniffes aus dem Auslande und deſſen Ausſtellung in der hierortigen 
auf ace der 95 die ene eee in St. veranlaßten Gewerbe⸗Ausſtellung behauptet wird, nach Zulaß der SS 38, lit. b und 
Einvernehmung der Beſchuldigten gefällt hat. 40 des Privilegiumsgeſetzes der Firma R. & K. die unverzügliche Ein⸗ 

ſtellung der Ausſtellung der von ihr unter dem Namen Lapidar⸗Theer 

> ausgeſtellten Waare und jede fernere Ankündigung, ſo wie die ſofortige 

Unzuſtändigkeit der Gerichte zur Eutſcheidung der von einer Ge- Wegſchaffung der Waare aus allen Räumen der Gewerbe-⸗Ausſtellung 

meinde eingebrachten Klage auf Beſeitigung der von einem Gemein⸗ aufgetragen und ihr verordnet, die Sicherſtellung im Betrage von 

demitgliede an einem öffentlichen Wege vorgenommenen Ver⸗ 500 fl. ſofort dafür zu leiſten, daß der von ihr ausgeſtellte Lapidar⸗ 
- Rn Theer binnen 8 Tagen in's Ausland geſchafft werde. 

Die von A., Gemeimndevorſteher in M., wider B., Grundbeſitzer Ueber den Recurs der Firma R. & K. hat aber das k. k. häh- 
in M., auf Anerkennung des Eigenthumes des Grundſtückes Parc. Nr. miſche O. L. G. mit Entſcheidung vom 30. Auguſt 1875, 3. 26739, 
1708 in M. angeſtrengte Klage enthielt folgendes Begehren: Der den erſtrichterlichen Beſcheid abgeändert und den Joſef F. mit ſeinem 
Geklagte B. ſei ſchuldig anzuerkennen, daß er kein Recht habe auf dem diesſälligen Begehren abgewieſen, weil gemäß § 47 des Privilegiums⸗ 
der Gemeinde gehörigen Grunde Parc. Nr. 1708 einen Auffahrts⸗ geſetzes vom 15. Auguſt 1852 der Civilrichter nur dann zur Enk⸗ 
weg zu ſeinem Grundſtücke Parc. Nr 758 zu errichten und zu be- ſcheidung berufen iſt, wenn es ſich um die unverzügliche Beſchlagnahme 
mützen, ferner ſei er ſchuldig den vorigen Stand wiederherzuſtellen. oder andere zweckmäßige Verwahrung der nachgemachten oder nach⸗ 

Das Bezirksgericht erkannte nach dem Klagebegehren und ver⸗geahmten Gegenſtände des Privilegiums handelt, für welchen Fall aber 
urtheilte den Geklagten, die auf 87 fl. 50 kr. bemeſſenen Koſten dem der Beſtand eines Eingriffes glaubwürdig zu beſcheinigen, oder durch 
Kläger zu bezahlen aus nachſtehenden Gründen: Derjenige, welcher die Vornahme eines Augenſcheines oder Kunſtbefundes darzuthun, über⸗ 
die Eigenthumsklage übernimmt, muß beweiſen, daß der Geklagte die dies gemäß § 41 des genannten Geſetzes die Beſchreibung des Privi⸗ 
eingeklagte Sache in feiner Macht habe. Dieſe Grundbedingung hat nun legiums beizubringen iſt, Joſef F. aber keine dieſer Bedingungen erfüllt 
auch der Kläger erwieſen; denn es hat der Geklagte ſelbſt zugeſtanden, hat, und lediglich um Einſtellung der von der Firma R. & K. bei 
daß er dieſen bisher nicht beſtandenen Auffahrtsweg errichtete, um ihn der Gewerbe⸗Ausſtellung in T. ausgeſtellten Waare unter dem Namen 
zu benützen und benütze, ohne daß er ein ſtärkeres Recht als Kläger Lapidar⸗Theer, ſo wie um Wegſchaffung der Waare in's Ausland 
auf den diesbezüglichen Grund nachgewieſen hat; im Gegentheil hat wegen begangenen Privilegiums⸗Eingriffes anſuchte, zur Bewilligung 
der Kläger durch die Zeugen und mit Berufung auf die Kataſtralver⸗ eines ſolchen Begehrens aber nicht der Civilrichter, ſondern die politiſche 
meſſung nachgewieſen, daß der diesbezügliche Weg Parc. Nr. 1708 Behörde zufolge des Privilegiums⸗Geſetzes competent iſt. 
nicht Privatweg, ſondern ein Communalweg und ein der Gemeinde M. In dem dagegen von Joſef F. ergriffenen Reviſionsrecurſe wurde 
gehöriger Grund ſei, weßhalb dieſe Gemeinde berechtigt war, die Sache behauptet, daß nach 8 46 des Privilegiumsgeſetzes zur Erledigung 
zurückzufordern, beziehungsweiſe die Wiederherſtellung des vorigen des vorliegenden Begehrens allerdings der Civilrichter competent ſei. 
Standes und die Eigenthumsanerkennung zu verlangen. Da Recurrent weder die Verwahrung noch Beſchlagnahme for⸗ 

Auf Appellation des Geklagten hat das k. k. Oberlandesgericht derte, ſo war es auch mit Rückſicht auf den § 47 keineswegs erfor⸗ 
nach eingeholter und mit der Note vom 19. Auguſt 1875, 3. 22.876 derlich. eine in Gemäßheit des 8 41 mit dem Geſuche eingelegte 
eingelangter Wohlmeinung des Landesausſchuſſes des Königreiches Beſchreibung zu Grunde zu legen, es genügte der bloße Nachweis, daß 
Böhmen das gefällte Urtheil des k. k. Bezirksgerichtes als nichtig be⸗ der Recurrent auf Lapidar⸗Theer ein ausſchließliches Privilegium habe, 
hoben und die von A. in Vertretung der Gemeinde M. gegen B. in welches ſchon dadurch verletzt erſcheint, daß ein anderer Lapidar⸗Theer 
M. eingebrachte Klage ſowie das in derſelben geſtellte Begehren wegen fabricirt und ausgeſtellt wird. 

Unzuſtändigkeit der Gerichte zur Verhandlung und Entſcheidung dieſer Der k. k. oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 3. Nov. 
Klage ab⸗ und an die diesfalls competenten autonomen Behörden ver- | 1875, 3. 12000 dieſen Reviſionsrecurs abzuweiſen befunden, „weil, 
wieſen, indem dieſe Klage und deren Begehren gemäß $ 28 ad 3 der wenn auch die Competenz des Civilrichters zur Entſcheidung über das 
Gemeindeordnung zur Competenz der autonomen Organe gehört, weil von Joſef F. eingebrachte Geſuch um Einſtellung eines angeblich von 
die Grundparc. Nr. 1708 in M. ein dem allgemeinen Verkehre dienen⸗ der Firma R. & K. begangenen Privilegiums⸗Eingriffes im Grunde 
der Gemeindeweg iſt und weil die vorliegende Rechtsſache dem Weſen des § 47 des k. Patentes vom 15. Auguſt 1752, Nr. 184 R. G. 
nach die Erhaltung dieſes Weges für den Verkehr, ſowie des letzteren Bl., im Zuſammenhange mit den §8 39 und 43 dieſes k. Patentes 
Sicherheit und Leichtigkeit betrifft. nicht in Abrede geſtellt werden kann, doch der Einſchreiter den behaup⸗ 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 26. teten Eingriff in das ihm ertheilte Privilegium nicht nachgewieſen hat. 

Jänner 1876, 3. 11890 die gegen dieſe obergerichtliche Erledigung Da aus der gleichen Bezeichnung des Erzeugniſſes- mit dem Namen 


„Lapidar⸗Theer“ allein fih ein Privilegiums⸗Eingriff noch nicht erkennen 
läßt, vielmehr nach §S 41 des bezogenen Patentes bei allen Streitig⸗ 
keiten in Privilegiums⸗Angelegenheiten die Entdeckung, Erfindung und 
Verbeſſerung nur nach der mit dem Privilegiums⸗Geſuche eingelegten 
Beſchreibung zu beurtheilen, daher in allen Fällen, in welchen die Ent⸗ 
ſcheidung von dem Inhalte der Privilegiums-Beſchreibung abhängt, 
ohne Rückſicht auf deren Geheimhaltung zum Grunde gelegt wer⸗ 
den muß.“ 


Verordnungen. 

Erlaß des Miniſteriums des Innern v. 19. Auguſt 1876, J. 11.059, betreffend die 
Modalitäten der Aufnahme der weiblichen Dienerſchaft der Generale, der Stabs⸗ 
und Oberoffieiere ꝛc. in die Civilſpitäler. 

Mit der, im 45. Stücke des Normal⸗Verordnungsblattes für das k. k. 


171 


Dieſer Zweck kann aber nur dann mit Erfolg erreicht werden, wenn die 
Unterofficiere die Ueberzeugung gewinnen, daß ihnen bei Erfüllung der an fie 
geſtellten Anforderungen ein entſprechender Dienſtpoſten u. zw. möglichſt bald 
nach erlangter diesbezüglicher Anſpruchsberechtigung thatfächlich auch verliehen 
wird, und wenn die Behörden in voller Würdigung dieſes Zieles die genaue 
Beachtung der geſetzlichen Beſtimmungen ſich angelegen ſein laſſen. 
Die bisherigen Wahrnehmungen über die Durchführung des Geſetzes vom 
19. April 1872 haben den gehegten Erwartungen nicht entſprochen. 

Aus den fowohl beim Reichskriegsminiſterium als beim Miniſterium für 
Landesvertheidigung geführten Vormerkungen hat ſich ergeben, daß ſeit dem 
Inslebentreten des erwähnten Geſetzes nur ein verhältnißmäßig ſehr geringer 
Theil von vorbehaltenen Dienſtpoſten an anſpruchsberechtigte Unterofficiere ver⸗ 
liehen worden, daß insbeſondere die Zahl der auf Beamtenſtellen untergebrachten 
Militäraſpiranten gegenüber der Anzahl der diesfalls in Erledigung gekommenen 
Dienſtpoſten eine auffällig geringe iſt. 


Heer vom Jahre 1872 enthaltenen Circular⸗Verordnung vom 1. September 1872, Es erſcheint nach dieſen Vormerkungen im Allgemeinen kaum der vierte 
Abſ. 11, Nr. 2159, wurden auf Grund der von den Militär⸗Intendanzen mit Theil der im Concurſe ausgeſchriebenen Dienſtpoſten mit hierauf Berechtigten 
den politiſchen Länderſtellen der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und beſetzt und von den Beamtenſtellen nur etwas mehr als der ſiebente Theil den⸗ 


Länder, dann dem kön. ung. Miniſterium des Innern gepflogenen Verhand⸗ 


lungen die Modalitäten verlautbart, unter denen die Abgabe von erkrankten 


Soldatenweibern und Kindern in Civilſpitäler auf Koſten; des Militär⸗Aerars 
und die Vergütung der für ſolche Familien⸗Angehörige von Soldaten aufge⸗ 
laufenen Verpflegskoſten vor ſich zu gehen hat. 

Seither wurde die, auch in die neue Gebührenvorſchrift des k. k. Heeres 
($ 131, Punkt d, Abſ. 2.) übergegangene Verfügung getroffen, daß auch die 
weibliche Dienerſchaft der activen Generale, Stabs⸗ und Ober⸗Officiere, dann der 
übrigen im Gagebezuge ſtehenden activen Perſonen des Heeres gleicher Diätenclaſſe 
bei eintretender Erkrankung vorwiegend an die zu ihrer Aufnahme ohnedies in 


erſter Linie berufenen Eivilſpitäler unter analoger Anwendung der mit der vor⸗ 


erwähnten Circular⸗Verordnung rückſichtlich der Familien⸗Angehörigen der Sol⸗ 


daten feſtgeſetzten Abgabs⸗ und Vergütungs⸗Modalitäten zu übergeben, dagegen | 


aber vom Dienſtgeber der ſyſtemiſirte Pauſchalbetrag von 30 kr. für jeden Ver⸗ 
pflegstag zu Gunſten des Militär⸗Aerars hereinzubringen iſt. 
Hiernach ſind die weiblichen Dienſtboten der obaufgeführten Perſonen des 


Heeres zum Behufe der Aufnahme in ein allgemeines öffeutliches Krankeuhaus mit 


einem Aufnahmsdocumente zu verſehen, welches von den Truppenkörpern und 
Anſtalten, beziehungsweiſe deren Verwaltungs⸗Commiſſionen, in deren Stand ſich 
die Dienſtgeber befinden, oder falls die Ausfertigung dieſes Aufnahms documentes 
auf dieſe Art nicht thunlich iſt, von den hiezu berufenen Stations⸗ und Platz⸗ 
Commandanten auszufertigen iſt. 

In dieſem Aufnahmsdocumente, in welchem der Vor⸗ und Zuname des 
erkrankten weiblichen Dienſtboten, deſſen Dienſtgebers, ſowie der Truppenkörper 
oder die Heeres⸗Anſtalt, wohin derſelbe in den Stand gehört, enthalten fein muß, 
wird nebſt der ausdrücklichen Beſtätigung, daß die Kranke der Dienſtbote einer 
der obaufgeführten Perſonen des Heeres iſt, auch die Bemerkung enthalten ſein, 
daß die für die ganze Dauer der Behandlung dieſer Kranken auflaufenden Ver⸗ 
pflegskoſten der Kranken⸗Anſtalt vom Militär⸗Aerar werden vergütet werden. 

Indem die analoge Anwendung der übrigen in der eingangse rwähnten 
Circular⸗Verordnung beſprochenen Abgabs⸗ und Vergütungs⸗Modalitäten bezüglich 
der in den Civilſpitälern zur ärztlichen Behandlung gelangenden weiblichen Dienſt⸗ 
boten der obaufgeführten Perſonen des Heeres keiner weiteren Auseinanderſetzung 
bedarf, wird die k. k. Statthalterei über Erſuchen des k. k. Reichskriegsmi⸗ 
niſteriums vom 29. Juni d. J., Z. 2685, Abth. 11 hiemit angewieſen, die ge⸗ 
eigneten Verfügungen zu treffen, daß die in Rede ſtehenden weiblichen Dienſt⸗ 
boten im Erkrankungsfalle in den Civilſpitälern, inſoweit dies nach Zulaß der 
Räumlichkeiten thunlich erſcheint, unter den oberwähnten Abgabs⸗ und Vergütungs⸗ 
Modalitäten unbehinderte Aufnahme finden. 


Erlaß des Minifters des Innern vom 20. Auguſt 1876, J. 9022, mit Anordnun⸗ 

gen, betreffend die Durchführung des Geſetzes vom 19. April 1872, R. G. Bl., 

Nr. 60 und der Miniſterial⸗Verordnung vom 12. Juli 1872, R. G. Bl. Nr. 98 
über die Verleihung von Auſtellungen an ausgediente Unterofficiere. 

Dem Geſetze vom 19. April 1872, R. G. B. Nr. 60 über die Verleihung 
von Anſtellungen an ausgediente Unterofficiere liegt die Abſicht zu Grunde, ver⸗ 
dienten Unteroffieieren durch Zuwendung von ihren Kenntniſſen und Fähigkeiten 
entſprechenden Stellen eine Verſorgung im Civildienſte zu gewähren, um durch 
dieſe in Ausſicht geſtellte Begünſtigung tüchtige Unterofficiere während der ganzen 
Dauer ihrer zwölfjährigen Wehrpflicht in der activen Militärdienſtleiſtung zu 
erhalten und um ſich ſo Angeſichts der auf drei Jahre herabgeſetzten Präſenz⸗ 
dienſtpflicht die zur gründlichen Schulung des Heeres und der Landwehr uner⸗ 
läßlich nöthigen Kräfte zu ſichern. 


ſelben zugewendet. 

ö Das Reichskriegsminiſterium und das Landesvertheidigungsminiſterium 
erkennen zwar an, daß hinſichtlich des größeren Theiles der im Bereiche des 
Miniſteriums des Innern zur Beſetzung gelangenden niederen Dienſtpoſten, 
(Straßeneinräumers⸗, Flußwächters⸗ und Dieners⸗Gehilfen⸗Stellen) wegen der 
| damit verbundenen geringen Bezüge Uunterofficiere nicht in Bewerbung treten; 
gleichwohl glauben jedoch die genannten Minifterien die wahrgenommenen 
ungüuſtigen Ergebniſſe im Allgemeinen einer mangelhaften Ausführung des 
Geſetzes ſeitens der dienſtverleihenden Behörden zuſchreiben und insbefondere 
aunehmen zu ſollen, daß 


a) die vorgeſchriebenen Anzeigen über erfolgte Anſtellungen großentheils unter⸗ 
laſſen, daß 

b) die Anforderungen zur Erlaugung beſſer beſoldeter Dienſtesſtellen mitunter 
gegen die allgemeinen Normen zum Nachtheile der anſpruchsberechtigten Unter⸗ 
officiere zu hoch geſtellt wurden und daß 
ch auch-geſetzwidrige Dienſtesverleihungen ſtattgefunden haben mögen, worüber 
Beſchwerdeführungen allerdings äußerſt ſelten vorkommen, weil eine Controlirung 
in Bezug auf den Beſetzungsvorgang den Anſpruchsberechtigten kaum möglich ift, 

Ich glaube mit Beruhigung vorausſetzen zu können, daß der Vorwurf 
eines ungeſetzlichen Vorgehens in der letzterwähnten Richtung die politiſchen Ver⸗ 
waltungsbehörden, ſowie die ihnen unterſtehenden Aemter und Anſtalten nicht 
g berührt, nehme jedoch die Wahrnehmungen und Bemerkungen des Kriegsminiſteriums 
zum Anlaſſe, um Hochdenſelben die ſtrengſte Beobachtung der Beſtimmungen des 

Geſetzes vom 19. April 1872, R. G. Bl. Nr. 60 ſammt Durchführungsverord⸗ 
nung auf das dringendſte zu empfehlen und zum Zwecke einer wirkſameren 
Handhabung des Geſetzes Nachſtehendes zur Darnachachtung und gefälligen 
weiteren Veranlaſſung vorzuzeichnen. 

1. Zunächſt wird zu conſtatiren fein, ob alle auf Grund des erwähnten 
Geſetzes ſeit 1872 erfolgten Anſtellungen von Unterofficieren zur Anzeige 
gebracht wurden und find die allenfalls unterlaſſenen Anzeigen mit aller Be⸗ 

ſchleunigung nachträglich in der im Art. 12 der Miniſterialverordnung 
vom 12. Juli 1872, R. G. Bl. Nr. 98 vorgeſchriebenen Weiſe zu erſtatten. 

2. Bei Feſtſtellung und Ausſchreibung der Erforderniſſe zur Erlangung 
von Beamtenſtellen im Kanzlei⸗ und Manipulationsfache ſind neben den Rück⸗ 
ſichten des Dienſtes zugleich die dem Geſetze vom 19. April 1872 zu Grunde 
liegenden Motive im Auge zu behalten und iſt von Erforderniſſen abzuſehen, 
die nicht durch die Beſchaffenheit der Dienſtesſtelle geboten erſcheinen. 

Namentlich wird im Hinblick auf die Beſtimmung des Art. 11 der 
Miniſterialverordnung vom 12. Juli 1872, R. G. Bl. Nr. 98 nach Thunlichkeit 
nicht fo fehr auf die durch Zeugniſſe als auf die durch praktiſche Erprobung 
nachgewiefene Befähigung Bedacht zu nehmen ſein. 

3. Damit die anſpruchsberechtigten Unterofficiere von dem ihnen durch 
$ 15 des Geſetzes vom 19. April 1872 eingeräumten Rechte der Beſchwerde⸗ 
führung Gebrauch machen können, iſt bei abweislicher Erledigung der Competenz⸗ 
geſuche von Militäraſpiranten in dem bezüglichen Beſcheide beſtimmt anzugeben, 
ob die fragliche Stelle einem anſpruchsberechtigten Unteroffteier — in welchem 
Falle die Nummer ſeines Certificates anzugeben iſt, oder einem activen oder 
quiescirten Beamten oder einem anderen nicht anſpruchsberechtigten Com petenten 
verliehen wurde. — l N 

Sollte der Bittſteller die für den angeſtrebten Dienſtpoſten erforderliche 
Befähigung überhaupt nicht beſitzen, ſo iſt demfelben in dem Beſcheide bekannt 
zu geben, aus welchem Grunde er als nicht geeignet angeſehen wurde, damit er 
ſich entweder um einen anderen Dienſtpoſten bewerben oder eventuell gegen nach 


| 
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ſeiner Meinung unbegründete Anforderungen, wodurch ihm die erbetene Anſtellung 
etwa zu Gunſten eines geſetzlich Nichtberechtigten, entzogen wurde, Beſchwerde 
führen könne. 

4. Schließlich beehre ich mich Hochdieſelben zu erſuchen, mir einen 
Ausweis über alle, ſowohl bei der politiſchen Landesſtelle, als bei den unter⸗ 


ſtehenden Behörden, Aemtern und Anſtalten in der Zeit vom 1. Jänner 1875 


bis Ende Juni 1876 ſtattgehabten Verleihungen von Beamtenſtellen im Kauzlei⸗ 
und Manipulationsſache nach dem beiliegenden Formulare zu verfaſſen und hieher 
vorzulegen. 

Ein gleicher Ausweis iſt ſodann mit Schluß eines jeden Semeſters, 
d. i. mit Ende Juni und Ende December eines jeden Jahres an das Miniſterium 
des Innern einzuſenden. 


Ausweis 
über alle int Laude 2 während des I. (II.) Semeſters des Solar⸗ 
jahres 18. vorgekommenen Verleihungen von Beamtenſtellen im Kanzlei⸗ und 
Manipulationsfache bei den dem Miniſterinm des Innern unterſtehenden Be⸗ 
hörden, Aemtern und Anſtalten. 


Datum der dem Anmerkung, insbeſondere 
Kriegs⸗(Landes⸗ Angabe der Gründe, wegen 
vertheidigungs⸗) welchen die Stelle nicht 
Miniſterium überſeinem anſpruchsberechtigten 
die Ernennung ge. Beamten oder Unter⸗ 
machten Anzeige. officier verliehen wurde. 


Bezeichnung der 
Beamtenſtelle 
und der Be⸗ 
hörde, bei wel⸗ 
cher diefelbe ver⸗ 
liehen wurde. 


Name und 
Charakter des 
Ernannten. 


Fortlaufende 
Zahl 
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NB. Der zuerſt vorzulegende Ausweis hat die Zeit vom 1. Jänner 1875 
bis Ende Juni 1876 zu umfaſſen. 


Erlaß des Miniſters des Innern vom I. October 1876, 3. 331, wegen der vom 
J. November 1876 an ſtattzufindenden Anwendung des Myriameter für die auf 
das Entfernungsmaß gegründeten Aufrechnungen bei Dienſtreiſen der Staats⸗ 

baubeamten. . 5 
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Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Honorarlegationsſecretär Arthur Ritter von 
und zu Eiſſenſtein den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei und 
dem Kanzleiſecretär der k. und k. Geſandtſchaft in Athen Julius Lange das 
Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanz⸗Obercommiſſär Alois Kruch in Chru⸗ 
dim anläßlich deſſen Penſionirung taxfrei den Titel und Charakter eines Finanz⸗ 
rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe Franz Pla ek bei deſſen 
Penſionirung den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Der Miniſter des Junern hat den Bezirkscommiſſär Friedrich Pfefferer 
zum Regierungsſecretär in Krain erannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Bau⸗Adjuncten Wilhelm Krau pa zum 
Ingenieur für den Staatsbaudienſt in Krain ernannt. 

Der Minifter für Cultus und Unterricht hat den Dr. phil. Hubert Ja⸗ 
nitſchek zum Cuſtos am k. k. öſterr. Muſeum für Kunſt und Induſtrie ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Bergrath Joſeph Germäk von Pkibram 
nach Idria und den Bergrath Adolf Exeli von Idria nach Pribram überſetzt. 


Erledigungen. 


Zolleinnehmersſtelle bei dem Nebenzollamte zu Mariahilf in Oberöſterreich 
in der eilften Rangsclaſſe, bis Mitte November. (Amtsbl. Nr. 239.) 

Förſtersſtelle im Bereiche der Forſt⸗ und Domänendirection in Wien zu 
Frein in Steiermark in der zehnten Rangsclaſſe, eventuell eine Forſtaſſiſtenten⸗ 
ſtelle in der eilften Raugsclaſſe, bis 12. November. (Amtsbl. Nr. 244.) 


Im Format und Ausſtattung unſerer Geſetzesausgabe iſt ſoeben erſchienen: 


Plenarbeſchlüſſe und Entſcheidungen 
des k. k. Caſſationshofes, 
veröffentlicht 
im Auftrage des k. k. oberſten Gerichts- als Caſſationshofes 
von der 
Redaction der allgemeinen öſterreichiſchen Gerichtszeitung. 


Erſter Bund: Entfcheidungen Nr. 1400. — 
(Mit doppeltem Regiſter.) . 


Aus Anlaß der Einführung des metriſchen Längenmaßes wird vom k. k. kl. Octav. 33 Bogen. 520 Seiten. Preis geh. 2 fl., in Leinwandbd. 2 fl. 50 kr. 


Miniſterium des Innern im Einvernehmen mit dem k. k. Finanzminiſterium 
verordnet, daß bei Dienſtreiſen der Staatsbaubeamten für die auf das 
Entfernungsmaß gegründeten Aufrechnungen vom 1. November 1876 an das 
Myriameter in Anwendung zu kommen und an die Stelle des mit den 
Verordnungen vom 26. März 1850, R. G Bl. Nr. 134 und vom 8. October 
1858, 8. 3252/5. M., Verordnungsblatt des k. k. Handelsminiſteriums Nr. 56, 
normirten Ausmaßes der fixen Gebühren per Meile das, aus der beifolgenden 
Ueberſicht zu entnehmende Gebühren⸗Ausmaß per Myriameter zu treten hat. 

Hievon habe ich die Ehre, Hochdieſelben zur gefälligen weiteren Ver⸗ 
fügung in die Kenntniß zu ſetzen. 


Ueber ſicht 


über das gegenwärtige und das vom 1. November 1876 in Anwendung kommende 
Ausmaß der beim Staatsbaudienſte vorkommenden fixen Gebühren. 


Bisheriges Ausmaß Künftiges Ausmaß 


in Gulden und Kreuzern öſterr. Währ. 


fl. kr. fl. kr. 

Reiſe⸗Gebühren der Bau⸗ | 5 

beamten der VI. Rangs⸗ * 

elaſſe pr. Meile 262 ½ pr. Myriameter 350 
der VII. Rangsclaſſe. 1 210 5 6 2080 
der übrigen Rangsclaſſen 5 140 „ 15 185 
Jährliches Pauſchale der 

Bezirksingenieure für 

Conſervations⸗Aufſicht 

über Flüſſe u. Straßen: | 
bei ſchiffbaren Flüſſen 5 211 —- „. 17 27 70 
bei floßbaren Flüſſen He 1575 = en 20 80 
an der Donan Be = 442 55.40 
bei Straßen „ „ 3675 „ . 48 45 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


| 


Verantwortlicher Redaeteur A. Heilmann. 


Gegen gef. Poſtanweiſung von 2 fl. 10 kr. für ein broſchirtes — reſp. 
2 fl. 60 kr. für ein gebundenes Exemplar franco nach auswärts. 


Der k. k. oberſte Gerichts⸗ als Caſſationshof hat ſich angefichts der Strafpreceßordnung vom 
23. Mai 1873 beſtinumt gefunden, diejenigen ſeiner ius ſtrafrechtliche Judicatenbuch eingetragenen 
Plenarbeſchlüſſe, welche über die Grenzen der inneren Amtsgebahrung hinausreichen, ſowie diejenigen 
feiner Eutſcheidungen, denen eine principielle Bedeutung zukömmt, amtlich zu veröffentlichen. 

Mit diefer Veröffentlichung iſt die Redaction der allgemeinen öſterreichiſchen Gerichtszeitung 


beauftragt. Dieſelbe hat, dem ihr gewordenen Auftrage Folge leiſtend, die ihr übergebenen Plenarbe⸗ 


ſchlüſſe und Entſcheidungen in einem Band gefalmmelt, und glaubt, daß dieſes koſtbare Material einem 
allgemein gefühlten Bedürfniſſe entſprechen wird. 

An die Spitze des Buches ſind die erwähnten Plenarbeſchlüſſe geſtellt; ev folgen in chrono⸗ 
logiſcher Ordnung die Eutſcheidungen Nr. bis 100, von welchen jeue, die auf Nichtigkeitsbeſchwerden 


zur Wahrung des Geſetzes in einer Verſamimlung von 11 Richtern (F 292 St. P. O.) geſchöpft wur⸗ 


den, als „Plenarentſcheidungen“ bezeichnet find. 

Das beigegebene Inhaltsverzeichniß und doppelte Regiſter wird die Benützung der Samınz 
lung möglichſt erleichtern. 

Wien, im September 1867. 


Manz'ſche k. k. Vof-Berlags- und Univerfitätsbuchhandlung 
in Wien, Kohlmarkt Nr. 7. 


In der Manz'ſchen k. k. Hof⸗Verlags⸗ und Univerſitäts⸗Buchhandlung, 
Kohlmarkt 7 in Wien iſt erſchienen : 


Handhuch für die Gemeinden 


über 


den ſelbſtſtändigen und übertragenen Wirkungskreis der Gemeinden und 


die Organe zur Ausübung desſelben. 


Burch zweihundert Vormularien erläutert 
von 


Heinrich Haemmerle, 
f. k. Bezirkshauptmann (Verfaſſer der „autonomen Gemeinde“). 


Dritte! verbeſſerte, vielfach vermehrte Auflage des Handbuches: „Die antonome 


Gemeinde“. 
In drei Hauptſtücken. 
(XVI und 622 Seiten.) gr. 8., geheftet. Preis 4 fl. 
Gegen gef. Poſtanweiſung von 4 fl. portofreie Zuſendung nach auswärts. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


